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Gesetz
zur Änderung der Verfassung für das Land 

Nordrhein-Westfalen
Vom 11. April 2019

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird:

Gesetz
zur Änderung der Verfassung für das Land 

Nordrhein-Westfalen

Artikel 1
Änderung der Verfassung für das Land 

Nordrhein-Westfalen

Die Verfassung für das Land Nordrhein-Westfalen vom 
28. Juni 1950 (GV. NRW. S. 127), die zuletzt durch Arti-
kel 1 des Gesetzes vom 25.10.2016 (GV. NRW. S. 860) ge-
ändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1.   In Artikel 75 wird eine neue Ziffer 5 a und Ziffer 5 b 
mit folgendem Wortlaut eingefügt:

  „5 a. über Verfassungsbeschwerden, die von jedermann 
mit der Behauptung erhoben werden können, durch 
die öffentliche Gewalt des Landes in einem seiner in 
dieser Verfassung für das Land Nordrhein-Westfalen 
enthaltenen Rechte verletzt zu sein,

  5 b. über Verfassungsbeschwerden von Gemeinden und 
Gemeindeverbänden, die mit der Behauptung erhoben 
werden können, dass Landesrecht die Vorschriften 
dieser Verfassung des Landes Nordrhein-Westfalen 
über das Recht auf Selbstverwaltung verletze,

2.  In Artikel 75 wird die bisherige Ziffer 5 zu Ziffer 6.

Artikel 2
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft.

Düsseldorf, den 11. April 2019

Die Landesregierung
Nordrhein-Westfalen

Der Ministerpräsident

(L. S.) Armin  L a s c h e t

Der Minister der Finanzen

Lutz  L i e n e n k ä m p er

Der Minister des Innern

Herbert  R e u l

Die Ministerin für Heimat, Kommunales, 
Bau und Gleichstellung

Ina  S c h a r r e n b a c h

Der Minister der Justiz

Peter  B i e s e n b a c h

– GV. NRW. 2019 S. 202
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1112
2021
2023

Gesetz
zur Änderung des Kommunalwahlgesetzes und 

weiterer wahlrechtlicher Vorschriften
Vom 11. April 2019

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird:

Gesetz
zur Änderung des Kommunalwahlgesetzes und 

weiterer wahlrechtlicher Vorschriften

1112

Artikel 1
Änderung des Kommunalwahlgesetzes

Das Kommunalwahlgesetz in der Fassung der Bekannt-
machung vom 30. Juni 1998 (GV. NRW. S. 454, ber. S. 509 
und 1999 S. 70), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 6. Dezember 2016 (GV. NRW. S. 1052) geändert wor-
den ist, wird wie folgt geändert:

1.  § 1 wird wie folgt geändert:

 a)   In Absatz 1 Satz 2 werden nach der Angabe „46 
e“ ein Komma, ein Zeilenumbruch und die Wörter 
„der Verbandsversammlung des Regionalverban-
des Ruhr nach Maßgabe der §§ 46 f bis 46 k“ ein-
gefügt.

 b)  Dem Absatz 2 wird folgender Satz angefügt: 

   „Das Wahlgebiet des Regionalverbands Ruhr er-
streckt sich auf das Gebiet der dem Verband ge-
mäß §  1 des Gesetzes über den Regionalverband 
Ruhr in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. 
Februar 2004 (GV. NRW. S. 96) in der jeweils gel-
tenden Fassung angehörenden Mitgliedskörper-
schaften.“

2.  § 2 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 6 wird wie folgt gefasst: 

   „(6) Der Bürgermeister ist befugt, soweit die be-
troffene Person nicht widersprochen hat, folgende 
Daten geeignet erscheinender Wahlberechtigter 
zum Zweck ihrer erstmaligen Berufung zu Mit-
gliedern von Wahlvorständen oder einer erneuten 
Berufung bei künftigen Wahlen zu verarbeiten: 

  1. Name,

  2. Vorname,

  3. Geburtsdatum,

  4. Anschrift,

  5. Telefonnummern und E-Mail-Adressen und 

  6.  bisherige Mitwirkung in Wahlvorständen und 
ausgeübte Funktion.

   Die betroffene Person ist über das Widerspruchs-
recht vor der Verarbeitung ihrer Daten schriftlich 
zu unterrichten.“

 b)  Nach Absatz 7 wird folgender Absatz 8 eingefügt: 

   „(8) Die Mitglieder der Wahlorgane und ihre 
Stellvertreter dürfen in Ausübung ihres Amtes ihr 
Gesicht nicht verhüllen.“

 c)   Der bisherige Absatz 8 wird Absatz 9 und folgen-
der Satz wird angefügt: 

   „Ihnen kann von der Gemeinde, im Falle der Bei-
sitzer von Wahlausschüssen der Kreise auch vom 
zuständigen Kreis, Ersatz für Sachschäden, die 
sie bei Ausübung ihrer ehrenamtlichen Tätigkeit 
erlitten haben, gewährt werden.“

3.  § 4 Absatz 2 wird um folgenden Satz 4 ergänzt:

  „Bei der Ermittlung der Einwohnerzahl bleibt unbe-
rücksichtigt, wer nicht Deutscher im Sinne von Arti-
kel 116 Absatz 1 des Grundgesetzes ist oder nicht die 
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Staatsangehörigkeit eines anderen Mitgliedstaates 
der Europäischen Union besitzt.“

4.  § 10 wird wie folgt geändert:

 a)   In Absatz  1 Satz  2 wird das Wort „fünfunddrei-
ßigsten“ durch das Wort „zweiundvierzigsten“ er-
setzt.

 b)   In Absatz 4 Satz 3 werden die Wörter „ein Sperr-
vermerk“ durch die Wörter „eine Auskunfts-
sperre“ ersetzt.

5.  § 13 wird wie folgt geändert:

 a)   Absatz 1 Satz 1 werden Im Textteil vor Buchstabe 
a nach dem Wort „verrichten“ die Wörter „oder 
sonst die Verwaltungsführung ihres Dienstherrn 
oder Arbeitgebers inhaltlich nicht beeinfl ussen 
können“ eingefügt.

 b)  Absatz 3 wird wie folgt geändert:

  aa)   In Satz  1 werden die Wörter „die Annahme 
der Wahl nur erklären“ durch die Wörter „das 
Mandat nur ausüben“ ersetzt.

  bb)   In Satz 2 werden die Wörter „die Wahl ange-
nommen hat“ durch die Wörter „das Mandat 
ausübt“ ersetzt.

6.  § 14 Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

  „(2) Die Wahlperiode endet bei allgemeinen Kommu-
nalwahlen nach fünf Jahren. Die neue Wahlperiode 
beginnt am ersten Tag des folgenden Monats. Die all-
gemeinen Kommunalwahlen fi nden im vorletzten 
oder letzten Monat der laufenden Wahlperiode statt.“

7.   In § 15 Absatz 1 Satz 1 wird das Wort „achtundvier-
zigsten“ durch das Wort „neunundfünfzigsten“ er-
setzt.

8.  § 18 wird wie folgt geändert:

 a)   In Absatz 3 Satz 1 wird das Wort „neununddrei-
ßigsten“ durch das Wort „siebenundvierzigsten“ 
ersetzt.

 b)   In Absatz  4 Satz  7 wird das Wort „einunddrei-
ßigsten“ durch das Wort „achtunddreißigsten“ 
und das Wort „dreißigsten“ durch das Wort „sie-
benunddreißigsten“ ersetzt.

9.   In § 19 Absatz 1 wird das Wort „zwanzigsten“ durch 
das Wort „siebenundzwanzigsten“ ersetzt.

10.   § 23 Absatz 1 Satz 3 wird durch folgende Sätze er-
setzt: 

  „Die Reihenfolge auf dem Stimmzettel richtet sich 
nach der Stimmenzahl, die die Parteien, Wählergrup-
pen und Einzelbewerber bei der letzten Wahl zur Ver-
tretung des Wahlgebiets erreicht haben. Die übrigen 
Wahlvorschläge schließen sich in alphabetischer Rei-
henfolge der Namen der Parteien, Wählergruppen 
und Einzelbewerber an.“

11.  § 33 wird wie folgt geändert:

 a)   In Absatz 1 werden Satz 2 bis 4 durch folgenden 
Satz ersetzt: 

   „Durch Abzug der Stimmen der Parteien und 
Wählergruppen, für die keine Reserveliste zuge-
lassen worden ist, und der Stimmen der Einzelbe-
werber von der Gesamtstimmenzahl wird die be-
reinigte Gesamtstimmenzahl gebildet.“

 b)  Absatz 2 wird wie folgt geändert:

  aa)  In Satz 1 wird die Angabe „bis 4“ gestrichen.

  bb)   In Satz 2 wird nach dem Wort „zur“ das Wort 
„bereinigten“ eingefügt.

12.  § 35 Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

  „(1) Der Wahlleiter benachrichtigt durch Zustellung 
die in den Wahlbezirken und aus den Reservelisten 
gewählten Bewerber über die Feststellung nach § 34 
Absatz 1.“ 

13.   Nach §  35 wird die Überschrift „5. Annahmeerklä-
rung“ gestrichen.

14.  § 36 wird wie folgt gefasst:

 „§ 36

  Ein gewählter Bewerber erwirbt die Mitgliedschaft 
in der Vertretung mit der Feststellung seiner Wahl 
nach §  34 Absatz  1, nicht jedoch vor Ablauf der 
Wahlperiode der alten Vertretung. Wer die Annahme 
der Wahl im Wahlbezirk ablehnt, scheidet auch als 
Bewerber der Reserveliste aus.“

15.  § 45 wird wie folgt geändert:

 a)   Der bisherige Absatz 1 wird durch die folgenden 
Absätze 1 bis 5 ersetzt:

   „(1) Wenn ein gewählter Bewerber stirbt oder die 
Annahme der Wahl ablehnt oder wenn ein Vertre-
ter stirbt oder sonst aus der Vertretung ausschei-
det, wird der Sitz aus der Reserveliste der Partei 
oder Wählergruppe besetzt, für die der Ausge-
schiedene bei der Wahl angetreten war. Ein späte-
rer Wechsel des Ausgeschiedenen zu einer anderen 
Partei oder Wählergruppe ist unbeachtlich. 

   (2) An die Stelle des nach Absatz 1 Satz 1 Ausge-
schiedenen tritt der für ihn in der Reserveliste be-
nannte Ersatzbewerber, falls ein solcher nicht be-
nannt ist, der in der Reserveliste folgende nächste 
Bewerber. Wenn dieser Ersatzbewerber oder Be-
werber die Wählbarkeit verloren hat, gestorben 
ist oder die Annahme der Wahl abgelehnt hat, gilt 
Satz 1 entsprechend.

   (3) Nicht berücksichtigt werden Bewerber auf 
der Reserveliste, die aus der Partei oder Wähler-
gruppe ausgeschieden sind, für die sie bei der 
Wahl kandidiert hatten, oder die in der nach § 38 
vorgesehenen Form auf ihre Anwartschaft ver-
zichtet haben. Gleiches gilt für Bewerber, die die 
Annahme der Wahl im Wahlbezirk oder die Wahl 
aus der Reserveliste abgelehnt haben.

   (4) Bei der Nachfolge unberücksichtigt bleibt zu-
dem ein Ersatzbewerber, der ausschließlich für ei-
nen im Wahlbezirk aufgestellten, aber dort nicht 
direkt, sondern über die Reserveliste gewählten 
Bewerber benannt wurde.

   (5) Ist der nach Absatz  1 Satz  1 Ausgeschiedene 
bei der Wahl nicht als Bewerber einer Partei oder 
Wählergruppe angetreten oder ist deren Reserve-
liste erschöpft, bleibt ein frei gewordener Sitz un-
besetzt. Die gesetzliche Mitgliederzahl der Vertre-
tung vermindert sich entsprechend.“ 

 b)   Der bisherige Absatz  2 wird Absatz  6 und wie 
folgt gefasst: 

   „(6) Der Wahlleiter stellt unverzüglich nach Aus-
scheiden des bisherigen Vertreters den Listen-
nachfolger oder das Freibleiben des Sitzes fest. 
Der Wahlleiter benachrichtigt den Listennachfol-
ger und fordert ihn auf, binnen einer Woche nach 
Zustellung schriftlich zu erklären, ob er die Wahl 
annimmt. Der Listennachfolger erwirbt die Mit-
gliedschaft in der Vertretung, sobald die auf die 
Benachrichtigung nach Satz 2 erfolgende Annah-
meerklärung beim Wahlleiter eingeht, nicht je-
doch vor dem Zeitpunkt des Ausscheidens des 
Mandatsträgers, dem er nachfolgt. Gibt der Lis-
tennachfolger bis zum Ablauf der gesetzten Frist 
keine Erklärung ab, so gilt die Wahl zu diesem 
Zeitpunkt als angenommen. Eine Erklärung unter 
Vorbehalt gilt als Ablehnung. Eine Ablehnung 
kann nicht widerrufen werden. Der Wahlleiter 
macht die Feststellung des Listennachfolgers oder 
das Freibleiben des Sitzes öffentlich bekannt. § 39 
Absatz 1, § 40 Absatz 3 und § 41 fi nden mit der 
Maßgabe entsprechende Anwendung, dass an die 
Stelle des Beschlusses der Vertretung die Ent-
scheidung des Wahlleiters tritt.“

16.  § 46 a wird wie folgt geändert: 

 a)  Nach Absatz 5 wird folgender Absatz 6 eingefügt: 

   „(6) Für die Sitzverteilung zählt der Wahlaus-
schuss zunächst die für alle Listenwahlvorschläge 
abgegebenen gültigen Stimmen, nach Parteien 
und Wählergruppen getrennt, zusammen (Ge-
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samtstimmenzahl). Er stellt dann fest, welche 
Parteien und Wählergruppen weniger als 2,5 Pro-
zent der Gesamtstimmenzahl erhalten haben. Lis-
tenwahlvorschläge, die weniger als 2,5 Prozent 
der Gesamtstimmenzahl erhalten haben, bleiben 
bei der Sitzverteilung für die Bezirksvertretung 
unberücksichtigt. Durch Abzug der für diese Lis-
tenwahlvorschläge abgegebenen Stimmen von der 
Gesamtstimmenzahl wird die bereinigte Gesamt-
stimmenzahl gebildet, die für die anschließende 
Sitzverteilung maßgeblich ist.“

 b)   Der bisherige Absatz  6 wird Absatz  7 und in 
Satz  1 werden nach der Angabe „Absatz  2“ die 
Wörter „Satz 2 bis 8 und Absatz 4“ eingefügt.

17.  § 46 c wird wie folgt geändert:

 a) Absatz 1 wird folgt geändert:

  aa)  In Satz  2 werden die Wörter „mehr als die 
Hälfte der gültigen Stimmen“ durch die Wör-
ter „von den gültigen Stimmen die höchste 
Stimmenzahl“ ersetzt.

  bb) Hinter Satz 2 wird folgender Satz eingefügt:

     „Bei gleicher Stimmenzahl entscheidet das 
vom Wahlleiter zu ziehende Los.“

 b) Absatz 2 und Absatz 3 werden gestrichen.

 c) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 2.

18.  § 46 d wird wie folgt geändert:

 a)  Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 4 eingefügt:

   „(4) Ein gemeinsamer Wahlvorschlag mehrerer 
Parteien oder Wählergruppen muss von den für 
das Wahlgebiet zuständigen Leitungen aller be-
teiligten Parteien oder Wählergruppen unter-
zeichnet sein und soll anschließend von allen Trä-
gern des Wahlvorschlags gemeinsam eingereicht 
werden. Jeder Träger eines gemeinsamen Wahl-
vorschlags soll eine Vertrauensperson und eine 
stellvertretende Vertrauensperson benennen. Die 
Zurücknahme oder Änderung eines gemeinsamen 
Wahlvorschlags nach § 20 setzt eine gemeinsame 
schriftliche Erklärung der Vertrauensperson und 
der stellvertretenden Vertrauensperson aller 
Wahlvorschlagsträger voraus. Erklären die Ver-
trauensperson und die stellvertretende Vertrau-
ensperson nur eines der beteiligten Träger vor der 
Entscheidung über die Zulassung die Rücknahme 
des Wahlvorschlags, bleibt dieser als Wahlvor-
schlag der übrigen Träger oder des anderen Trä-
gers erhalten.“

 b)   Der bisherige Absatz  4 wird Absatz  5 und wie 
folgt gefasst:

   „(5) Sind an einem gemeinsamen Wahlvorschlag 
Parteien oder Wählergruppen beteiligt, die bei der 
letzten Wahl zur Vertretung des Wahlgebiets Stim-
men erhalten haben, wird der gemeinsame Wahl-
vorschlag auf dem Stimmzettel aufgrund des Er-
gebnisses der Partei oder Wählergruppe einge-
reiht, die die höchste Stimmenzahl erreicht hatte. 
Innerhalb dieses gemeinsamen Wahlvorschlags 
werden die Parteien oder Wählergruppen auf dem 
Stimmzettel in der Reihenfolge der Stimmenzahl 
bei der letzten Wahl zur Vertretung des Wahlge-
biets aufgeführt. Beteiligte Parteien oder Wähler-
gruppen ohne Stimmen bei der letzten Vertre-
tungswahl folgen in alphabetischer Reihenfolge 
der Namen der Parteien oder Wählergruppen. An-
dere gemeinsame Wahlvorschläge werden auf dem 
Stimmzettel in alphabetischer Reihenfolge nach 
den Wahlvorschlägen von Trägern mit Stimmen 
bei der letzten Wahl zur Vertretung des Wahlge-
biets berücksichtigt. Maßgeblich für ihre Einrei-
hung ist der Anfangsbuchstabe des Namens der 
Partei oder Wählergruppe, die in dem gemeinsa-
men Wahlvorschlag alphabetisch an erster Stelle 
steht. Innerhalb dieses gemeinsamen Wahlvor-
schlags werden die Parteien oder Wählergruppen 
auf dem Stimmzettel in alphabetischer Reihen-
folge der Namen der Parteien oder Wählergrup-
pen aufgeführt.“

 c)   Die bisherigen Absätze 5 und 6 werden die Ab-
sätze 6 und 7.

19.  Nach § 46 e wird folgender Abschnitt VI.c eingefügt:

 „VI.c Wahl der Verbandsversammlung 
 des Regionalverbands Ruhr

§ 46 f

  Auf die Wahl der stimmberechtigten Mitglieder der 
Verbandsversammlung des Regionalverbands Ruhr 
gemäß §  10 Absatz  1 und 2 des Gesetzes über den 
Regionalverband Ruhr fi nden die Vorschriften dieses 
Gesetzes entsprechende Anwendung, soweit sich 
nicht aus den §§  46 g bis 46 k oder aus dem Gesetz 
über den Regionalverband Ruhr etwas anderes er-
gibt.

 § 46 g

  (1) Wahlleiter für die Wahl der Verbandsversamm-
lung im Wahlgebiet des Regionalverbands Ruhr ist 
der Regionaldirektor, stellvertretender Wahlleiter ist 
sein Vertreter im Amt. Bewirbt sich der Regionaldi-
rektor oder sein Vertreter im Amt um das Amt eines 
Bürgermeisters oder eines Landrats im Wahlgebiet 
des Regionalverbands Ruhr, kann er ab seiner Auf-
stellung nicht Wahlleiter oder stellvertretender Wahl-
leiter für die Wahl der Verbandsversammlung des Re-
gionalverbands Ruhr sein. An seine Stelle tritt der 
jeweilige Vertreter im Amt.

  (2) Der Wahlausschuss für die Wahl der Verbandsver-
sammlung des Regionalverbands Ruhr besteht aus 
dem Wahlleiter nach Absatz 1 als Vorsitzendem und 
zehn Beisitzern, die die Verbandsversammlung des 
Regionalverbands Ruhr wählt. Eine Benennung oder 
Bestellung weiterer Mitglieder ist nicht zulässig.

  (3) Die für die Wahl des Rates zuständigen Wahlvor-
stände und Briefwahlvorstände führen im Wahlge-
biet des Regionalverbands Ruhr auch die Wahl der 
Verbandsversammlung des Regionalverbands Ruhr 
durch.

 § 46 h

  (1) Unter Berücksichtigung der in §  10 Absatz  1 
Satz 1 des Gesetzes über den Regionalverband Ruhr 
festgeschriebenen Mitgliederzahl fi ndet §  3 auf die 
Wahl der Verbandsversammlung des Regionalver-
bands Ruhr keine Anwendung.

  (2) Wegen der Listenwahl aller 91 Mitglieder nach 
§ 10 Absatz 2 Satz 1 des Gesetzes über den Regional-
verband Ruhr fi ndet für die Wahl der Verbandsver-
sammlung des Regionalverbands Ruhr eine Eintei-
lung des Wahlgebietes in Wahlbezirke nach § 4 nicht 
statt. 

  (3) Beamte und Arbeitnehmer (soweit sie nicht über-
wiegend körperliche Arbeit verrichten oder sonst die 
Verwaltungsführung ihres Dienstherrn oder Arbeit-
gebers inhaltlich nicht beeinfl ussen können) im 
Dienst des Regionalverbands Ruhr können nicht 
gleichzeitig seiner Verbandsversammlung angehören. 
Gleiches gilt für Beamte und Arbeitnehmer, die im 
Dienst des Landes stehen und in einer staatlichen 
Behörde unmittelbar mit der Ausübung der allgemei-
nen Aufsicht oder der Sonderaufsicht über Gemein-
den und Gemeindeverbände im Wahlgebiet des Regi-
onalverbands Ruhr oder über den Regionalverband 
Ruhr selbst befasst sind. Im Übrigen gilt §  13 ent-
sprechend.

  (4) Der Listenwahlvorschlag einer Partei muss vom 
Vorstand des Landesverbands oder, wenn Landesver-
bände nicht bestehen, von den Vorständen der 
nächstniedrigen Gebietsverbände nach § 7 Absatz 2 
des Parteiengesetzes, die im Bereich des Landes lie-
gen, unterzeichnet sein, der Listenwahlvorschlag ei-
ner Wählergruppe von deren Vorstand. Ist die Partei 
oder Wählergruppe in der im Zeitpunkt der Wahlaus-
schreibung nach § 14 Absatz 1 laufenden Wahlperi-
ode nicht ununterbrochen in der Verbandsversamm-
lung des Regionalverbands Ruhr, im Landtag oder 
auf Grund eines Wahlvorschlags aus dem Land im 
Bundestag vertreten, so kann sie einen Wahlvor-
schlag nur einreichen, wenn sie nachweist, dass sie 
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einen nach demokratischen Grundsätzen gewählten 
Vorstand, eine schriftliche Satzung und ein Pro-
gramm hat. Dies gilt nicht für Parteien, die die Un-
terlagen gemäß § 6 Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 und 2, 
Absatz  4 des Parteiengesetzes bis zum Tage der 
Wahlausschreibung ordnungsgemäß beim Bundes-
wahlleiter eingereicht haben.

  (5) Der Listenwahlvorschlag einer Partei oder Wäh-
lergruppe im Sinne von Absatz  4 Satz  2 muss von 
mindestens 250  Wahlberechtigten aus dem Wahlge-
biet des Regionalverbands Ruhr persönlich und 
handschriftlich unterzeichnet sein.

  (6) Ein Bewerber für die Wahl zur Verbandsver-
sammlung des Regionalverbands Ruhr darf nur in ei-
nem Listenwahlvorschlag benannt werden.

 § 46 i

  (1) Die Beschwerde gegen eine Entscheidung des 
Wahlausschusses des Regionalverbands Ruhr ist an 
den Landeswahlausschuss nach §  9 Absatz  2 des 
Landeswahlgesetzes zu richten.

  (2) Die Stimmzettel für die Wahl der Verbandsver-
sammlung des Regionalverbands Ruhr enthalten die 
für das Wahlgebiet zugelassenen Wahlvorschläge der 
Parteien und Wählergruppen mit den Namen der ers-
ten fünf Bewerber.

  (3) Die Reihenfolge der Listenwahlvorschläge auf 
dem Stimmzettel richtet sich bei der ersten Direkt-
wahl der Verbandsversammlung des Regionalver-
bands Ruhr nach der Stimmenzahl, die die Parteien 
oder Wählergruppen bei der Wahl der Vertretungen 
der Mitgliedskörperschaften des Regionalverbands 
Ruhr im Jahr 2014 erreicht haben. Andere Listen-
wahlvorschläge schließen sich in alphabetischer Rei-
henfolge der Namen der Parteien oder Wählergrup-
pen an. Bei nachfolgenden Wahlen gilt § 23 Absatz 1.

 § 46 j

  (1) Im Wahlgebiet des Regionalverbands Ruhr stellen 
die Wahlausschüsse der Gemeinden auch fest, wie 
viele gültige Stimmen die Listenwahlvorschläge der 
Parteien und Wählergruppen für die Wahl der Ver-
bandsversammlung des Regionalverbands Ruhr in 
ihrer Gemeinde erhalten haben. Auf dieser Grund-
lage zählt der Wahlausschuss des Regionalverbands 
Ruhr die für alle Listenwahlvorschläge in seinem 
Wahlgebiet abgegebenen gültigen Stimmen, nach 
Parteien und Wählergruppen getrennt, zusammen 
(Gesamtstimmenzahl). Der Wahlausschuss des Regio-
nalverbands Ruhr stellt zugleich fest, welche Par-
teien und Wählergruppen weniger als 2,5 Prozent der 
Gesamtstimmenzahl erhalten haben.

  (2) Listenwahlvorschläge, die weniger als 2,5 Pro-
zent der Gesamtstimmenzahl erhalten haben, bleiben 
bei der Sitzverteilung für die Verbandsversammlung 
unberücksichtigt. Durch Abzug der für diese Listen-
wahlvorschläge abgegebenen Stimmen von der Ge-
samtstimmenzahl wird die bereinigte Gesamtstim-
menzahl gebildet.

  (3) Den hiernach bei der Sitzverteilung zu berück-
sichtigenden Parteien und Wählergruppen werden 
nach dem Divisorverfahren mit Standardrundung so 
viele von den 91 Sitzen zugeteilt, wie ihnen im Ver-
hältnis der auf ihren Listenwahlvorschlag entfallen-
den Stimmenzahl zur bereinigten Gesamtstimmen-
zahl nach Absatz  2 zustehen. Für die Berechnung 
gelten die Regelungen des § 33 Absatz 2 Satz 3 bis 8 
und Absatz 4 und 6 sinngemäß.

  (4) Der Wahlausschuss des Regionalverbands Ruhr 
stellt fest, wie viele Sitze den Parteien und Wähler-
gruppen in der Verbandsversammlung zuzuteilen 
und welche Bewerber aus den Listenwahlvorschlä-
gen gewählt sind.

  (5) Ein Mitglied der Verbandsversammlung verliert 
seinen Sitz auch durch Annahme der Wahl zum Regi-
onaldirektor des Regionalverbands Ruhr.

 § 46 k

  Sind in einer kreisangehörigen Gemeinde oder in ei-
nem Stadtbezirk einer kreisfreien Stadt im Wahlge-
biet des Regionalverbands Ruhr Unregelmäßigkeiten 
bei der Wahl der Verbandsversammlung des Regio-
nalverbands Ruhr im Sinne von § 40 Absatz 1 Buch-
stabe  b vorgekommen, ist die Wahl in dieser Ge-
meinde oder dem betroffenen Stadtbezirk zu wieder-
holen. Erstrecken sich die Unregelmäßigkeiten auf 
Gemeinden im Wahlgebiet mit mehr als der Hälfte 
der Wahlberechtigten, so ist die Wahl im ganzen 
Wahlgebiet zu wiederholen.“

20.   In § 50 Absatz 3 Satz 2 wird das Wort „fünf“ durch 
das Wort „sechs“ ersetzt.

21.   In § 51 Absatz 1 werden nach den Wörtern „§§ 46 b 
bis 46 d über die Wahl und Abwahl der Bürgermeis-
ter und Landräte,“ die Wörter „§§ 46 f bis 46 k über 
die Wahl der Verbandsversammlung des Regionalver-
bands Ruhr,“ eingefügt. 

1112

Artikel 2
Übergangsregelungen zum Kommunalwahlgesetz 

und zur Kommunalwahlordnung

§ 1 
Zahl der Vertreter

Für die allgemeinen Kommunalwahlen im Jahr 2020 
können die Gemeinden und Kreise bis spätestens 31. Juli 
2019 durch Satzung die Zahl der zu wählenden Vertreter 
um 2, 4, 6, 8 oder 10, davon je zur Hälfte in Wahlbezirken, 
verringern. Die Zahl von 20 Vertretern darf nicht unter-
schritten werden. 

§ 2 
Wahl der Vertreter für die Vertreterversammlung und 
der Bewerber für die Wahl der Verbandsversammlung 

des Regionalverbandes Ruhr im Jahr 2020

Für die Wahl der Verbandsversammlung des Regionalver-
bandes Ruhr im Jahr 2020 sind die Vertreter für die Ver-
treterversammlung und die Bewerber ab dem 1. August 
2019 zu wählen.

§ 3 
Feststellung von Bevölkerungszahlen und der Zahl 

der Wahlberechtigten

(1) Für die allgemeinen Kommunalwahlen im Jahr 2020 
richten sich die Bevölkerungszahlen gemäß § 3 Absatz 2 
Satz 1, § 4 Absatz 2 Satz 3 und § 15 Absatz 2 Satz 3 des 
Kommunalwahlgesetzes in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 30. Juni 1998 (GV. NRW. S.  454, ber. S.  509 
und 1999  S.  70) in der jeweils geltenden Fassung im 
Lande Nordrhein-Westfalen nach der vom Landesbe-
trieb Information und Technik NRW (IT.NRW) halbjähr-
lich fortgeschriebenen Bevölkerungszahl, welche 59 Mo-
nate nach Beginn der Wahlperiode veröffentlicht ist.

(2) Die Zahl der Wahlberechtigten gemäß § 16 Absatz 1 
des Kommunalwahlgesetzes im Lande Nordrhein-West-
falen ist für die allgemeinen Kommunalwahlen im Jahr 
2020 zum letzten Halbjahresstichtag, der 62 Monate 
nach Beginn der Wahlperiode liegt, nach dem Meldere-
gister zu ermitteln.

1110

Artikel 3
Änderung des Landeswahlgesetzes

Das Landeswahlgesetz in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 16. August 1993 (GV. NRW. S.  516), das zu-
letzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 7. April 2017 (GV. 
NRW. S. 407) geändert worden ist, wird wie folgt geän-
dert:

1.  § 11 Absatz 3 wird wie folgt gefasst:

  „(3) Der Bürgermeister ist befugt, soweit die betrof-
fene Person nicht widersprochen hat, folgende Daten 
geeignet erscheinender Wahlberechtigter zum Zweck 
ihrer erstmaligen Berufung zu Mitgliedern von Wahl-
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vorständen oder einer erneuten Berufung bei künfti-
gen Wahlen zu verarbeiten:

 1. Name,

 2. Vorname,

 3. Geburtsdatum,

 4. Anschrift,

 5. Telefonnummern und E-Mail-Adressen und

 6.  bisherige Mitwirkung in Wahlvorständen und aus-
geübte Funktion.

  Die betroffene Person ist über das Widerspruchsrecht 
vor der Verarbeitung ihrer Daten schriftlich zu unter-
richten.“

2.  § 12 wird wie folgt geändert:

 a)   Dem Wortlaut wird folgender Absatz  1 vorange-
stellt:

   „(1) Die Mitglieder der Wahlorgane und ihre Stell-
vertreter dürfen in Ausübung ihres Amtes ihr Ge-
sicht nicht verhüllen.“

 b)  Der bisherige Wortlaut wird Absatz 2.

3.   In § 16 Absatz 1 Satz 2 wird das Wort „fünfunddrei-
ßigsten“ durch das Wort „zweiundvierzigsten“ ersetzt.

4.   In §  45 Absatz  3 Satz  2 wird das Wort „fünf“ durch 
das Wort „sechs“ ersetzt.

Artikel 4
Änderung des Gesetzes über den Regionalverband Ruhr

Das Gesetz über den Regionalverband Ruhr in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 3.  Februar 2004 (GV. 
NRW. S.  96), das zuletzt durch Artikel 11 des Gesetzes 
vom 23. Januar 2018 (GV. NRW. S. 90) geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert:

1.  § 10 Absatz 2 Satz 4 wird wie folgt gefasst:

  „Die näheren Vorschriften trifft das Kommunalwahl-
gesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 
30.  Juni  1988 (GV. NRW. S.  454, ber. S.  509 und 
1999 S. 70) in der jeweils geltenden Fassung.“

2.  § 11 Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

  „(1) Die Verbandsversammlung tritt spätestens sechs 
Wochen nach Beginn der Wahlperiode zu ihrer ersten 
Sitzung zusammen. Die Wahlperiode der im Jahr 2020 
erstmals direkt gewählten Verbandsversammlung be-
ginnt am 1. November 2020. Die Wahlperiode der 
zuvor amtierenden Verbandsversammlung endet am 
31. Oktober 2020.“

2023

Artikel 5
Änderung der Gemeindeordnung für das Land Nord-

rhein-Westfalen

Die Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfa-
len in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 
1994 (GV. NRW. S.  666), die zuletzt durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 18. Dezember 2018 (GV. NRW. S. 738) und 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 18. Dezember 2018 
(GV. NRW. S. 759) geändert worden ist, wird wie folgt ge-
ändert:

1.   In § 27 Absatz 3 Satz 3 werden die Wörter „, legt die-
ses zur Einsichtnahme öffentlich aus“ gestrichen.

2.  Dem § 46 Absatz 2 wird folgender Satz angefügt: 

  „Die Gewährung der Aufwandsentschädigung als Sit-
zungsgeld nach Satz 2 Nummer 2 kann der Rat erst-
malig ab dem 1. November 2020 beschließen.“

3.  § 101 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

 a)   In Satz 1 wird das Wort „und“ durch ein Komma 
ersetzt und werden nach dem Wort „Große“ die 
Wörter „und Mittlere“ eingefügt. 

 b)  Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

   „Große und Mittlere kreisangehörige Städte kön-
nen sich durch eine öffentlich-rechtliche Vereinba-

rung zur Erfüllung dieser Pfl icht einer anderen 
örtlichen Rechnungsprüfung bedienen.“

2021

Artikel 6
Änderung des Gesetzes zur Aufhebung des Gesetzes 

zur Stärkung des Kreistags und zur Änderung 
kommunalrechtlicher, haushaltsrechtlicher und 

 steuerrechtlicher Vorschriften

Artikel 11 des Gesetzes zur Aufhebung des Gesetzes zur 
Stärkung des Kreistags und zur Änderung kommunal-
rechtlicher, haushaltsrechtlicher und steuerrechtlicher 
Vorschriften vom 18. Dezember 2018 (GV. NRW. S.  738) 
wird wie folgt geändert:

1.   Dem Wortlaut des Absatzes 2 wird folgender Satz vor-
angestellt:

  „Artikel 1 Nummer 4 tritt am 24. April 2019 in Kraft.“

2.  Absatz 3 wird wie folgt geändert:

 a)   In Satz  1 werden die Wörter „Artikel  1 Num-
mer 4,“ gestrichen.

 b)   In Satz 2 werden die Wörter „aufgrund der“ gestri-
chen, wird das Wort „geltenden“ durch die Wörter 
„aufgrund der“ ersetzt und wird nach der Angabe 
„§ 46“ die Angabe „Satz 2“ gestrichen. 

2023

Artikel 7
Änderung des 2. NKF-Weiterentwicklungsgesetzes

In Artikel 4 Nummer 2 des 2. NKF-Weiterentwicklungs-
gesetzes vom 18. Dezember 2018 (GV. NRW. S. 759) wird 
die Angabe „Absatz  5“ durch die Angabe „Absatz  6“ 
und die Absatzbezeichnung „(5)“ durch die Absatzbe-
zeichnung „(6)“ ersetzt.“

Artikel 8
Inkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich des Absatzes 2 am 
Tag nach der Verkündung in Kraft.

(2) Die Änderung des § 46 c Kommunalwahlgesetz in der 
Fassung dieses Änderungsgesetzes tritt am 1. September 
2019 in Kraft.

Düsseldorf, den 11. April 2019

Die Landesregierung
Nordrhein-Westfalen

Der Ministerpräsident

(L. S.) Armin  L a s c h e t

Der Minister des Innern

Herbert  R e u l

Die Ministerin für Heimat, Kommunales, 
Bau und Gleichstellung

Ina  S c h a r r e n b a c h

– GV. NRW. 2019 S. 202
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Gesetz
zur Änderung des Behindertengleichstellungs-

gesetzes Nordrhein-Westfalen
Vom 11. April 2019

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird:

Gesetz
zur Änderung des Behindertengleichstellungsgesetzes 

Nordrhein-Westfalen

Artikel 1

Das Behindertengleichstellungsgesetz Nordrhein-West-
falen vom 16. Dezember 2003 (GV. NRW. S. 766), das zu-
letzt durch Artikel 8 b des Gesetzes vom 21. Juli 2018 
(GV. NRW. S. 414) geändert worden ist, wird wie folgt ge-
ändert:

1.   In der Inhaltsübersicht werden nach der Angabe zu 
§ 10 die folgenden Angaben eingefügt: 

 „§ 10a Öffentliche Stellen des Landes

 § 10b   Erklärung zur Barrierefreiheit und elektroni-
sches Kontaktformular

 § 10c   Überwachung der Barrierefreiheit und Be-
richterstattung 

 § 10d  Ombudsverfahren

 § 10e  Verordnungsermächtigung“.

2.  § 6 Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

 a)   In dem Satzteil vor Nummer  1 werden nach dem 
Wort „Belange“ die Wörter „sowie im Fall von § 10 
und § 10 b gegen eine öffentlichen Stelle des Lan-
des“ eingefügt. 

 b)   In Nummer 2 wird nach der Angabe „10“ die An-
gabe „und § 10b“ eingefügt. 

3.  § 10 wird wie folgt gefasst: 

 „§ 10
 Barrierefreie Informationstechnik

  (1) Die Träger öffentlicher Belange gestalten die von 
ihnen zur Verfügung gestellten Programmoberfl ächen 
im Bereich der elektronischen Datenverarbeitung 
sowie ihre Online-Auftritte und Angebote technisch 
so, dass sie von Menschen mit Behinderungen genutzt 
werden können.

  (2) Öffentliche Stellen des Landes gestalten Websites 
und mobile Anwendungen gemäß Artikel 1 der Richt-
linie (EU) 2016/2102 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 26. Oktober 2016 über den barrie-
refreien Zugang zu den Websites und mobilen Anwen-
dungen öffentlicher Stellen (ABl. L 327 vom 2.12. 
2016, S. 1) im Internet sowie im Intranet barrierefrei, 
so dass sie von Menschen mit Behinderungen unein-
geschränkt genutzt werden können.

  (3) Die barrierefreie Gestaltung erfolgt nach Maßgabe 
der gemäß §  10 e zu erlassenden Verordnung. Soweit 
diese Verordnung keine Vorgaben enthält, erfolgt die 
barrierefreie Gestaltung nach den anerkannten Re-
geln der Technik.

  (4) Von den Vorgaben zur Barrierefreiheit darf nur ab-
gewichen werden, wenn und soweit die barrierefreie 
Gestaltung gemäß Absatz 2 für öffentliche Stellen des 
Landes einen unverhältnismäßigen Aufwand bewirkt. 

  (5) Die Regelungen in Absatz 2, § 10 b sowie die Rege-
lungen zum Überwachungs- und Ombudsverfahren 
gelten nicht für Kindertageseinrichtungen und 
Kinder tagespfl ege sowie Schulen und Ersatzschulen 
mit Ausnahme der Inhalte, die sich auf wesentliche 
Online-Verwaltungsfunktionen beziehen. Wenn und 
soweit Kindertageseinrichtungen, Kindertagespfl ege, 
Schulen sowie Ersatzschulen Träger öffentlicher Be-
lange nach §  2 des Inklusionsgrundsätzegesetzes 
Nordrhein- Westfalen vom 14.  Juni 2016 (GV. NRW. 
S.  442) in der jeweils geltenden Fassung sind, bleibt 

die Verpfl ichtung zur barrierefreien Gestaltung nach 
Absatz 1 in Verbindung mit Absatz 3 unberührt. 

  (6) Angebote öffentlicher Stellen im Internet, die auf 
Websites Dritter veröffentlicht werden, sind soweit 
möglich barrierefrei zu gestalten.“ 

4.   Nach § 10 werden die folgenden §§ 10 a bis 10 e einge-
fügt: 

 „§ 10 a
 Öffentliche Stellen des Landes

(1) Öffentliche Stellen des Landes sind

1.   die Träger öffentlicher Belange nach § 2 des Inklusi-
onsgrundsätzegesetzes Nordrhein-Westfalen, soweit 
sie Verwaltungsfunktionen wahrnehmen, sowie

2.   sonstige öffentliche Stellen nach Artikel 3 Nummer 1 
der Richtlinie (EU) 2016/2102, wenn sie dem Land 
Nordrhein-Westfalen gemäß Absatz  2 zuzurechnen 
sind. 

(2) Dem Land Nordrhein-Westfalen zuzurechnen sind 
öffentliche Stellen, wenn sie 

1.   überwiegend vom Land, von Gebietskörperschaften 
oder von anderen Einrichtungen öffentlicher Stellen 
des Landes fi nanziert werden, 

2.   hinsichtlich ihrer Leitung der Aufsicht dieser Ge-
bietskörperschaften oder Einrichtungen unterstehen 
oder

3.   ein Verwaltungs-, Leitungs- oder Aufsichtsorgan 
haben, das mehrheitlich aus Mitgliedern besteht, die 
vom Land, von Gebietskörperschaften oder von ande-
ren Einrichtungen öffentlicher Stellen des Landes er-
nannt worden sind.

(3) Dem Land Nordrhein-Westfalen sind ferner Vereini-
gungen zuzurechnen, an denen mindestens eine öffentli-
che Stelle nach Absatz 2 Nummer 1 oder 2 beteiligt ist, 
wenn sie 

1.   nicht über den Bereich des Landes Nordrhein-Westfa-
len hinaus tätig werden,

2.  dem Land die absolute Mehrheit der Anteile gehört,

3.   dem Land die absolute Mehrheit der Stimmen zusteht 
oder

4.  überwiegend vom Land fi nanziert werden.

Eine überwiegende Finanzierung durch das Land wird 
angenommen, wenn es mehr als 50 Prozent der Gesamt-
heit der Mittel aufbringt.

§ 10 b
Erklärung zur Barrierefreiheit und elektronisches 

Kontaktformular

(1) Die Websites und mobilen Anwendungen öffentlicher 
Stellen des Landes müssen eine detaillierte, umfassende 
und klare Erklärung zur Barrierefreiheit nach Maßgabe 
der Festlegungen der Durchführungsrechtsakte der 
Kommission nach Artikel 7 Absatz 2 Satz 1 der Richtli-
nie (EU) 2016/2102 enthalten und diese in einem zu-
gänglichen Format bereitstellen und veröffentlichen.

(2) Die Erklärung nach Absatz 1 enthält

1.   für den Fall, dass ausnahmsweise keine vollständige 
barrierefreie Gestaltung erfolgt ist,

 a)   die Benennung der Teile des Inhalts, die nicht voll-
ständig barrierefrei gestaltet sind,

 b)   die Gründe für die nicht barrierefreie Gestaltung 
und

 c)   gegebenenfalls einen Hinweis auf barrierefrei ge-
staltete Alternativen,

2.   ein unmittelbar zugängliches und barrierefrei gestal-
tetes elektronisches Kontaktformular (Feedback-Me-
chanismus), mit dem noch bestehende Barrieren ge-
meldet und die von der barrierefreien Gestaltung aus-
genommenen Informationen angefordert werden 
können und aus dem die Kontaktangaben der zustän-
digen Stelle hervorgehen sowie
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3.   eine Verlinkung auf das in §  10 d geregelte Ombuds-
verfahren sowie die Kontaktdaten der hierfür zustän-
digen Stelle.

(3) Die öffentliche Stelle des Landes ist verpfl ichtet, auf 
Mitteilungen oder Anfragen, die ihr auf Grund der Er-
klärung zur Barrierefreiheit übermittelt werden, inner-
halb einer angemessenen Frist zu reagieren.

§ 10 c
Überwachung der Barrierefreiheit und Berichterstattung

(1) Das für den Bereich der Politik für und mit Men-
schen mit Behinderungen federführend zuständige Mi-
nisterium richtet eine Stelle zur Überwachung der Ein-
haltung der Anforderungen an die Barrierefreiheit von 
Websites und mobilen Anwendungen der öffentlichen 
Stellen des Landes ein. Die Art und Weise der Überwa-
chung erfolgt nach Maßgabe der Festlegungen der 
Durchführungsrechtsakte der Kommission nach Artikel 
8 Absatz 2 der Richtlinie (EU) 2016/2102. 

(2) Die Überwachungsstelle berichtet dem für den Be-
reich der Politik für und mit Menschen mit Behinderun-
gen federführend zuständigen Ministerium über die Er-
gebnisse der Überwachung einschließlich der Messdaten. 
Die konkreten Modalitäten ergeben sich aus dem Durch-
führungsrechtsakt der Kommission nach Artikel 8 Ab-
satz 2 der Richtlinie (EU) 2016/2102 sowie der Barriere-
freie Informationstechnik-Verordnung Nordrhein-West-
falen vom 24. Juni 2004 (GV. NRW. S. 339) in der jeweils 
geltenden Fassung.

(3) Die Überwachungsstelle hat zur wirksamen Wahr-
nehmung ihrer Aufgaben nach den Absätzen 1 und 2 das 
Recht, von den öffentlichen Stellen des Landes die not-
wendigen Informationen einzufordern.

(4) Das für den Bereich der Politik für und mit Men-
schen mit Behinderungen federführend zuständige Mi-
nisterium berichtet der Überwachungsstelle des Bundes 
nach § 13 Absatz 3 des Behindertengleichstellungsgeset-
zes vom 27. April 2002 (BGBl. I S. 1467, 1468), das zuletzt 
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 10. Juli 2018 (BGBl. I 
S. 1117) geändert worden ist, alle drei Jahre über die Er-
gebnisse der Überwachung einschließlich der Messdaten 
sowie Informationen über die Nutzung des Ombudsver-
fahrens nach § 10 d. 

(5) Das für den Bereich der Politik für und mit Men-
schen mit Behinderungen federführend zuständige Mi-
nisterium kann sich jederzeit über die Tätigkeit der 
Überwachungsstelle informieren und die Wahrnehmung 
der Aufgaben nach den Absätzen 1 und 2 prüfen. Hierzu 
können mündliche, schriftliche und elektronische Be-
richte sowie Akten und sonstige Unterlagen angefordert 
und eingesehen werden.

(6) Art und Form der Berichterstattung nach den Absät-
zen 2 und 4 richten sich nach den Anforderungen, die auf 
Grundlage von Artikel 8 Absatz  6 der Richtlinie (EU) 
2016/2102 festgelegt werden. 

§ 10 d
Ombudsverfahren

(1) Zur Gewährleistung einer angemessenen und wirk-
samen Durchsetzung der Anforderungen an die Barriere-
freiheit gemäß § 10 wird eine Ombudsstelle für barriere-
freie Informationstechnik eingerichtet. Diese ist für das 
Durchsetzungsverfahren im Sinne von Artikel 9 der 
Richtlinie (EU) 2016/2102 zuständig.

(2) Die Ombudsstelle für barrierefreie Informationstech-
nik erstattet dem für den Bereich der Politik für und mit 
Menschen mit Behinderungen federführend zuständigen 
Ministerium alle drei Jahre, erstmalig zum 30. April 
2021, Bericht über die Nutzung des Ombudsverfahrens. 

§ 10 e
Verordnungsermächtigung

Das für den Bereich der Politik für und mit Menschen 
mit Behinderungen federführend zuständige Ministe-
rium wird ermächtigt, im Einvernehmen mit den übrigen 
Ressorts durch Rechtsverordnung zu regeln:

1.   die barrierefreie Gestaltung der Informationstechnik 
im Sinne des §  10, die dabei anzuwendenden Stan-
dards und den Zeitpunkt, ab dem diese Standards 
verbindlich anzuwenden sind,

2.   die Arten und Bereiche sowie entsprechende Ausnah-
men amtlicher Informationen, die barrierefrei zu ge-
stalten sind,

3.   die konkreten Anforderungen an die Erklärung zur 
Barrierefreiheit sowie das elektronische Kontaktfor-
mular nach § 10 b, 

4.   die konkrete Ausgestaltung der Berichterstattung 
über den Stand der Barrierefreiheit nach § 10 c,

5.   die Einzelheiten zur Ausgestaltung der Überwachungs-
stelle und des Überwachungsverfahrens nach § 10 c,

6.   die Einrichtung der Ombudsstelle und die Einzelhei-
ten zur Ausgestaltung des Ombudsverfahrens nach 
§ 10 d sowie

7.   die Fristen zur Umsetzung der Anforderungen aus 
§§ 10 a bis 10 d.“

Artikel 2

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. September 2018 
in Kraft.

Düsseldorf, den 11. April 2019

Die Landesregierung
Nordrhein-Westfalen

Der Ministerpräsident

(L.S.)  Armin  L a s c h e t

Der Minister der Finanzen

Lutz  L i e n e n k ä m p e r

Der Minister des Innern

Herbert  R e u l

Der Minister für Wirtschaft, Innovation, 
Digitalisierung und Energie

Zugleich für den Minister für Kinder, Familie, 
 Flüchtlinge und Integration

Prof. Dr. Andreas  P i n k w a r t

Der Minister für Arbeit, Gesundheit und Soziales

Karl-Josef  L a u m a n n

Die Ministerin für Schule und Bildung

Yvonne  G e b a u e r

Die Ministerin für Heimat, Kommunales, 
Bau und Gleichstellung

Ina  S c h a r r e n b a c h

Der Minister der Justiz

Peter  B i e s e n b a c h

Der Minister für Verkehr

Hendrik  W ü s t

Die Ministerin für Kultur und Wissenschaft

Zugleich für die Ministerin für Umwelt, Landwirtschaft, 
Natur- und Verbraucher-schutz sowie für den 

Minister für Bundes- und Europaangelegenheiten sowie 
Internationales

Isabel  P f e i f f e r - P o e n s g e n 

– GV. NRW. 2019 S. 207
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2128

Dritte Verordnung zur Änderung der Verordnung 
zur Regelung von Zuständigkeiten und Verfahren 

auf dem Gebiet des Krankenhauswesens
Vom 9. April 2019

Artikel 1

§  1 der Verordnung zur Regelung von Zuständigkeiten 
und Verfahren auf dem Gebiet des Krankenhauswesens 
vom 21. Oktober 2008 (GV. NRW. S.  642), die zuletzt 
durch Verordnung vom 25. Oktober 2018 (GV. NRW. 
S. 578) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1.   In Absatz  1 werden die Wörter „Bezirksregierung ist 
zuständige Behörde“ durch die Wörter „Bezirksregie-
rungen sind die zuständigen Behörden“ ersetzt.

2.   In Absatz  2 werden die Wörter „Der Bezirksregie-
rung“ durch die Wörter „Den Bezirksregierungen“ er-
setzt.

3.  Absatz 3 wird wie folgt gefasst:

  „(3) Zuständige Behörde für die Bewilligung von Mit-
teln aus dem Krankenhausstrukturfonds nach dem 
2.  Abschnitt des Krankenhausfi nanzierungsgesetzes 
und der Krankenhausstrukturfonds-Verordnung vom 
17. Dezember 2015 (BGBl.  I S. 2350), die durch Arti-
kel  5 des Gesetzes vom 11. Dezember 2018 (BGBl.  I 
S. 2394) geändert worden ist, sowie von Mitteln nach 
§  21 a des Krankenhausgestaltungsgesetzes des Lan-
des Nordrhein-Westfalen ist

 1.   bis zum Förderjahr 2018 die Bezirksregierung 
Köln und

 2.   ab dem Förderjahr 2019 die Bezirksregierung 
Münster.“

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in 
Kraft.

Die Verordnung wird erlassen 

1.   von der Landesregierung auf Grund des § 5 Absatz 3 
Satz 1, insoweit nach Anhörung des fachlich zustän-
digen Ausschusses, und des §  7 Absatz  4 Satz  2 des 
Landesorganisationsgesetzes vom 10. Juli 1962 (GV. 
NRW. S.  421), von denen § 5 Absatz 3 Satz 1 zuletzt 
durch Artikel 10 des Gesetzes vom 9. Mai 2000 (GV. 
NRW. S. 462) und § 7 Absatz 4 zuletzt durch Artikel 1 
des Gesetzes vom 15. Dezember 1993 (GV. NRW. 
S. 987) geändert worden sind, in Verbindung mit § 12 
Absatz  1 und 2 Satz  5 und §  12 a Absatz  1, 2 und 3 
Satz  6 des Krankenhausfi nanzierungsgesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 10. April 1991 
(BGBl. I S. 886), von denen § 12 Absatz 1 und 2 Satz 5 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 10. Dezember 2015 
(BGBl. I S. 2229) und § 12 a Absatz 1, 2 und 3 Satz 6 
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 11. Dezember 2018 
(BGBl. I S. 2394) eingefügt worden ist.

2.   von dem Ministerium für Arbeit, Gesundheit und So-
ziales auf Grund des §  35 des Krankenhausgestal-
tungsgesetzes des Landes Nordrhein-Westfalen vom 
11. Dezember 2007 (GV. NRW. S. 702, ber. 2008 S. 157).

Düsseldorf, den 9. April 2019

Die Landesregierung
Nordrhein-Westfalen

Der Ministerpräsident

Armin L a s c h e t

Der Minister für Arbeit, Gesundheit und Soziales

Karl-Josef  L a u m a n n

– GV. NRW. 2019 S. 209

216

Verordnung zur Anpassung der Verwaltungs-
kostenpauschale nach § 7 Absatz 1 Satz 2 des 
Fünften Gesetzes zur Ausführung des Kinder- 

und Jugendhilfegesetzes
Vom 21. März 2019

Auf Grund des § 8 Nummer 2 des Fünften Gesetzes zur 
Ausführung des Kinder- und Jugendhilfegesetzes vom 8. 
Dezember 2015 (GV. NRW. S. 832) verordnet das Ministe-
rium für Kinder, Familie, Flüchtlinge und Integration 
des Landes Nordrhein-Westfalen mit Zustimmung des 
Ministeriums der Finanzen des Landes Nordrhein-West-
falen: 

§ 1
Höhe der Verwaltungskostenpauschale

Auf Grundlage der Überprüfung gemäß § 7 Absatz 2 des 
Fünften Gesetzes zur Ausführung des Kinder- und Ju-
gendhilfegesetzes vom 8. Dezember 2015 (GV. NRW. 
S.  832) wird die Verwaltungskostenpauschale ab dem 1. 
Januar 2018 auf 3 933 Euro festgesetzt.

§ 2
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2018 
in Kraft und am 31. Dezember 2023 außer Kraft.

Düsseldorf, den 21. März 2019

Der Minister für Kinder, Familie, Flüchtlinge 
und Integration des Landes Nordrhein-Westfalen

Dr. Joachim  S t a m p

Der Minister der Finanzen
des Landes Nordrhein-Westfalen

Lutz  L i e n e n k ä m p e r

– GV. NRW. 2019 S. 209

81

Berichtigung
des Gesetzes zur Änderung des Bergmanns-
versorgungsscheingesetzes und des Landes-
ausführungsgesetzes zum Sozialgesetzbuch 

 Zwölftes Buch (SGB XII) – Sozialhilfe – 
für das Land Nordrhein-Westfalen

Vom 11. April 2019

Das Gesetz zur Änderung des Bergmannsversorgungs-
scheingesetzes und des Landesausführungsgesetzes zum 
Sozialgesetzbuch Zwölftes Buch (SGB XII) –  Sozialhilfe 
– für das Land Nordrhein-Westfalen vom 26. März 2019 
(GV. NRW. S. 197) ist wie folgt zu berichtigen: 

In der Überschrift werden die Wörter „Gesetz Gesetz“ 
durch das Wort „Gesetz“ ersetzt.

Düsseldorf, den 11. April 2019

Ministerium des Innern
des Landes Nordrhein-Westfalen

Im Auftrag

Johannes  W i n k e l

– GV. NRW. 2019 S. 209
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Gesetz
zur Änderung des Wohn- und Teilhabegesetzes

Vom 11. April 2019

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird:

Gesetz
zur Änderung des Wohn- und Teilhabegesetzes

Artikel 1

Das Wohn- und Teilhabegesetz vom 2. Oktober 2014 (GV. 
NRW. S. 625), das durch Gesetz vom 21. März 2017 (GV. 
NRW. S. 375) geändert worden ist, wird wie folgt geän-
dert:

1.  § 1 wird wie folgt geändert:

 a)   Absatz 1 Satz 3 wird aufgehoben.

 b)   In Absatz 3 Satz 2 und in Absatz 4 werden jeweils 
die Wörter „, die Angebote nach diesem Gesetz 
nutzen,“ gestrichen.

2.  § 4 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 1 wird wie folgt geändert:

  aa)   In Satz  1 werden die Wörter „einschließlich 
der Barrierefreiheit“ gestrichen und nach 
dem Wort „entsprechen“ die Wörter „und 
barrierefrei sein“ eingefügt.

  bb)  Nach Satz 1 wird folgender Satz eingefügt: 

     „Den individuellen Bedürfnissen der Nutze-
rinnen und Nutzer ist, insbesondere wenn sie 
körperliche, seelische, geistige oder Sinnes-
beeinträchtigungen haben, durch angemes-
sene Vorkehrungen Rechnung zu tragen.“

 b)  Absatz 3 wird wie folgt geändert:

  aa)  Nummer 4 wird aufgehoben.

  bb)   Die bisherigen Nummern 5 und 6 werden die 
Nummern 4 und 5.

 c)  Absatz 5 wird wie folgt geändert:

  aa)   In Satz 2 wird das Wort „insoweit“ gestrichen.

  bb)   In Satz  3 werden die Wörter „Artikel 1 des 
Gesetzes vom 11. August 2014 (BGBl.  I 
S. 1346)“ durch die Wörter „Artikel 4 des Ge-
setzes vom 17. August 2017 (BGBl. I S. 3214)“ 
ersetzt.

 d)  Dem Absatz 6 wird folgender Satz angefügt: 

   „Der Entstehung entsprechender Angebote im 
ländlichen Raum steht diese Regelung nicht ent-
gegen.“

 e)  Absatz 9 wird wie folgt gefasst: 

   „(9) Die Personaleinsatzplanung soll so gestaltet 
werden, dass die Beschäftigten regelmäßig nur im 
Rahmen ihrer vertraglich geregelten Arbeitszeit 
eingesetzt werden. Die für die Pfl ege oder Betreu-
ung verantwortliche Leitungskraft (verantwortli-
che Fachkraft und Pfl egedienstleitung) muss 
Fachkraft sein und über eine mindestens zweijäh-
rige einschlägige hauptberufl iche Berufstätigkeit 
verfügen. Zeiten einer Teilzeitbeschäftigung mit 
mindestens der Hälfte der regelmäßigen Arbeits-
zeit zählen in vollem Umfang, Zeiten einer Teil-
zeitbeschäftigung mit weniger als der Hälfte zäh-
len entsprechend ihrem Verhältnis zur hälftigen 
Beschäftigung.“

3.  Dem § 5 wird folgender Absatz 3 angefügt: 

  „(3) Alle Individual- und Gemeinschaftsbereiche 
müssen über die technischen Voraussetzungen für die 
Nutzung eines Internetzugangs verfügen.“

4.   In §  6 Absatz  1 Nummer  5 werden die Wörter „im 
Einzelfall“ gestrichen und nach dem Wort „Kopien“ 
die Wörter „der im Einzelfall erforderlichen Teile der 
Dokumentation unentgeltlich“ eingefügt.

5.  § 8 Absatz 2 wird wie folgt geändert:

 a)   In Satz 1 werden nach dem Wort „sind“ die Wör-
ter „grundsätzlich nur nach vorheriger Genehmi-
gung des Betreuungsgerichts oder der rechtswirk-
samen Einwilligung der Nutzerin oder des Nut-
zers zulässig und“ und nach dem Wort 
„beschränken“ ein Punkt eingefügt.

 b)   Nach dem neuen Satz 1 wird folgender Satz ein-
gefügt: 

  „Sie sind nur zulässig, wenn

  1.   eine weniger eingreifende Maßnahme aus-
sichtslos ist, 

  2.   aus Sicht der Nutzerin oder des Nutzers der zu 
erwartende Nutzen die zu erwartenden Beein-
trächtigungen deutlich überwiegt,

  3.   der ernsthafte, mit dem nötigen Zeitaufwand 
und ohne Ausübung unzulässigen Drucks un-
ternommene Versuch vorausgegangen ist, die 
auf Vertrauen gegründete Zustimmung der 
Nutzerin oder des Nutzers zu erreichen und

  4.   die Maßnahme der Wiederherstellung der 
freien Selbstbestimmung dient, soweit dies 
möglich ist.“

 c)   Im neuen Satz 3 wird das Wort „und“ am Anfang 
durch die Wörter „Die Maßnahme ist“ ersetzt.

6.  § 9 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 2 Satz 2 wird aufgehoben.

 b)   In Absatz 3 Satz 2 werden die Wörter „oder bald-
möglichst nachzuholen“ gestrichen.

7.  § 11 wird wie folgt geändert:

 a)   In Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter „informiert 
zu werden“ gestrichen.

 b)  Absatz 2 Satz 2 und 3 wird aufgehoben.

8.  § 13 wird wie folgt geändert:

 a)  Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 3 eingefügt: 

   „(3) Die zuständigen Behörden können in begrün-
deten Einzelfällen im Einvernehmen mit den Auf-
sichtsbehörden Ausnahmen von den Anforderun-
gen nach diesem Gesetz aus wichtigem Grund zu-
lassen, soweit die Ausnahme unter Abwägung mit 
den Interessen und Bedürfnissen der Nutzerinnen 
und Nutzer vereinbar und geboten ist.“

 b)   Der bisherige Absatz  3 wird Absatz  4 und wie 
folgt gefasst: 

   „(4) Die zuständige Behörde soll binnen sechs Wo-
chen nach Eingang des Antrags über den Antrag 
entscheiden. Ist binnen der in Satz  1 genannten 
Frist keine Entscheidung der zuständigen Be-
hörde getroffen worden, ist die Antragstellerin 
oder der Antragsteller bis zur Entscheidung über 
den Antrag von der Verpfl ichtung zur Umsetzung 
der Anforderungen, für die eine Ausnahme bean-
tragt wurde, vorläufi g befreit. Dies gilt nicht, so-
weit die zuständige Behörde innerhalb der in 
Satz 1 genannten Frist anordnet, dass die betrof-
fenen Anforderungen bis zur abschließenden Ent-
scheidung über den Antrag umzusetzen sind.“

9.  § 14 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

   „(1) Die zuständigen Behörden prüfen die Wohn- 
und Betreuungsangebote daraufhin, ob sie in den 
Geltungsbereich dieses Gesetzes fallen und die 
Anforderungen nach diesem Gesetz und der auf 
Grund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverord-
nungen erfüllen. Soweit in diesem Gesetz vorge-
sehen, prüfen die zuständigen Behörden die 
Wohn- und Betreuungsangebote regelmäßig in 
den in diesem Gesetz festgelegten Zeitabständen 
(Regelprüfungen). In Pfl egeeinrichtungen, in de-
nen innerhalb der letzten 12 Monate eine Regel-
prüfung durch die Prüfi nstitutionen nach §  114 
des Elften Buches Sozialgesetzbuch ohne Fest-
stellung von Mängeln erfolgt ist, umfassen die Re-
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gelprüfungen die Struktur- und Prozessqualität, 
grundsätzlich aber keine Überprüfung der Ergeb-
nisqualität. Stellen die Prüfi nstitutionen nach 
§  114 des Elften Buches Sozialgesetzbuch wäh-
rend der Regel-, Anlass- oder Wiederholungsprü-
fungen nach den Vorschriften des Elften Buches 
Sozialgesetzbuch Mängel in der Ergebnisqualität 
fest, so können sie zu diesen Prüfungen die zu-
ständige Behörde hinzuziehen. Dies muss gesche-
hen, wenn im Laufe dieser Prüfungen Gefahr für 
Leib und Leben von Nutzerinnen und Nutzern 
festgestellt wird. In diesen Fällen sind die Fest-
stellungen der Prüfi nstitutionen nach §  114 des 
Elften Buches Sozialgesetzbuch Grundlage für 
die Maßnahmen und Entscheidungen der zustän-
digen Behörde.“

 b)  Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 eingefügt:

   „(2) Eine Prüfung erfolgt darüber hinaus, wenn 
Anhaltspunkte oder Beschwerden vorliegen, die 
darauf schließen lassen, dass die Anforderungen 
nach diesem Gesetz oder der auf Grund dieses 
Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen nicht 
erfüllt sind (anlassbezogene Prüfungen).“

 c)   Die bisherigen Absätze 2 und 3 werden die Ab-
sätze 3 und 4.

 d)   Der bisherige Absatz  4 wird Absatz  5 und in 
Satz  3 werden nach dem Wort „Personen“ die 
Wörter „, die in keinem Verhältnis zum Leistungs-
anbieter stehen, “ eingefügt.

 e)   Die bisherigen Absätze 5 und 6 werden die Ab-
sätze 6 und 7.

 f)   Der bisherige Absatz 7 wird Absatz 8 und Satz 1 
wird aufgehoben.

 g)  Absatz 8 wird Absatz 9.

 h)   Der bisherige Absatz  9 wird Absatz  10 und die 
Sätze 4 und 5 werden aufgehoben.

 i)  Der bisherige Absatz 10 wird Absatz 11.

 j)   Der bisherige Absatz  11 wird Absatz  12 und in 
Satz 3 wird die Angabe „8 Satz 6“ durch die An-
gabe „10 Satz 4“ ersetzt.

10.  § 15 wird wie folgt geändert:

 a)   In Absatz  2 Satz  1 werden nach den Wörtern 
„festgestellte oder“ die Wörter „die Ursachen für“ 
eingefügt und das Wort „können“ durch das Wort 
„sollen“ ersetzt.

 b)   In Absatz 6 Satz 3 wird das Wort „insoweit“ ge-
strichen.

 c)  Nach Absatz 6 wird folgender Absatz 7 eingefügt:

   „(7) Sofern die zuständige Behörde Erkenntnisse 
über die mangelnde Zuverlässigkeit von Leis-
tungsanbieterinnen und Leistungsanbietern oder 
die mangelnde persönliche Eignung von Einrich-
tungsleitungen hat, ist sie berechtigt und ver-
pfl ichtet, Namen, Geburtsdatum und Anschrift 
der betreffenden Leistungsanbieterin, des betref-
fenden Leistungsanbieters oder der betreffenden 
Einrichtungsleitung sowie den Grund für die An-
nahme der Unzuverlässigkeit oder der mangeln-
den persönlichen Eignung an die für die Verwal-
tung von Pfl egeausbildungsumlagen zuständigen 
Stellen weiterzugeben. Solche Erkenntnisse lie-
gen insbesondere dann vor, wenn gegen Leis-
tungsanbieterinnen und Leistungsanbieter oder 
gegen Einrichtungsleitungen wegen eines hinrei-
chenden Verdachts einer Vermögensstraftat An-
klage erhoben wurde.“

 d)  Der bisherige Absatz 7 wird Absatz 8.

 e)   Der bisherige Absatz  8 wird Absatz  9 und wie 
folgt gefasst:

   „(9) Mündliche Anordnungen im Sinne von Ab-
satz  2 Satz  1 müssen auf Verlangen schriftlich 
durch die zuständige Behörde bestätigt werden. 
Anfechtungsklagen gegen Maßnahmen zur 
Durchführung der behördlichen Qualitätssiche-

rung und gegen Anordnungen haben keine auf-
schiebende Wirkung.“

11.  § 18 wird wie folgt gefasst: 

 „§ 18
 Begriffsbestimmung

  (1) Einrichtungen mit umfassendem Leistungsange-
bot sind Einrichtungen,

 1.   die den Zweck haben, ältere oder pfl egebedürftige 
Menschen oder Menschen mit Behinderungen 
aufzunehmen, ihnen Wohnraum zu überlassen, 
Betreuungsleistungen zur Verfügung zu stellen 
und die eine umfassende Gesamtversorgung 
zwingend gewährleisten,

 2.   die in ihrem Bestand vom Wechsel der Nutzerin-
nen und Nutzer unabhängig sind und

 3.  die entgeltlich betrieben werden.

  Eine Einrichtung ist eine organisatorisch selbstän-
dige, an einem Standort befi ndliche überschaubare 
Einheit mit einer einheitlichen Leitungsstruktur und 
einer einheitlichen Personaleinsatzplanung. Es ist 
unerheblich, ob die Leistungen Gegenstand verschie-
dener Verträge sind oder von mehreren Leistungsan-
bieterinnen oder Leistungsanbietern erbracht wer-
den.

  (2) Einrichtungen der Eingliederungshilfe können 
sich auch auf mehrere Standorte verteilen und meh-
rere Außenwohngruppen umfassen, soweit der 
Grundsatz der Überschaubarkeit gewahrt ist.“

12.  § 19 Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geändert:

 a)   In Nummer  3 werden die Wörter „die in der“ 
durch die Wörter „alle im Umgang mit Arzneimit-
teln in der Pfl ege und“ ersetzt.

 b)   In Nummer 5 werden nach dem Wort „Gewaltprä-
vention“ die Wörter „und Zwangsvermeidung“ 
und nach dem Wort „Gewalt“ die Wörter „und 
Zwang“ eingefügt.

13.  § 21 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 1 wird wie folgt geändert:

  aa)   In Satz  1 werden die Wörter „und fachlich 
ausreichend qualifi zierten“ durch das Wort 
„geeigneten“ ersetzt.

  bb)   Die Sätze 2 und 4 werden aufgehoben.

 b)  Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 eingefügt: 

   „(2) Einrichtungen, die vornehmlich auf die Er-
bringung von Pfl egeleistungen ausgerichtet sind, 
müssen über eine verantwortliche Pfl egefachkraft 
(Pfl egedienstleitung), Einrichtungen der Einglie-
derungshilfe über eine verantwortliche Fachkraft 
verfügen. Sie ist in pfl ege- und betreuungsfachli-
chen Entscheidungen im Sinne des §  3 Absatz  1 
nicht weisungsgebunden und darf diesbezüglich 
nicht durch anderweitige vertragliche Anreize in 
der Unabhängigkeit beeinträchtigt werden. Maß-
stab ihres Handelns sind die individuellen Be-
dürfnisse der Nutzerinnen und Nutzer. Sie ist für 
die Pfl ege und Betreuung der Nutzerinnen und 
Nutzer nach diesem Gesetz verantwortlich. Ihre 
Vertretung ist bei Abwesenheit zu gewährleisten.“

 c)   Der bisherige Absatz 2 wird durch die folgenden 
Absätze 3 und 4 ersetzt: 

   „(3) Die Leistungsanbieterin oder der Leistungs-
anbieter und die Einrichtungsleitung haben si-
cherzustellen, dass die Gesamtzahl der Beschäf-
tigten und ihre Qualifi kation ausreichen, um den 
Pfl ege- beziehungsweise Betreuungsbedarf der 
Nutzerinnen und Nutzer zu erfüllen. Dies ist der 
Fall, wenn Zahl und Qualifi kation der Beschäftig-
ten dem in einem allgemein anerkannten und 
wissenschaftlichen Anforderungen entsprechen-
den Personalbemessungssystem ermittelten Be-
darf entsprechen. Liegt ein solches nicht vor, wird 
vermutet, dass die Zahl der Beschäftigten und 
ihre Qualifi kation ausreichen, wenn mindestens 
das Personal eingesetzt wird, das nach Zahl und 
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Qualifi kation der Beschäftigten in Verträgen nach 
dem Fünften, Neunten, Elften oder Zwölften Buch 
Sozialgesetzbuch vereinbart ist.

   (4) Sofern kein Personalbemessungssystem im 
Sinne von Absatz  3 Satz  2 vorliegt, müssen je-
weils mindestens die Hälfte der mit sozialen be-
ziehungsweise pfl egerischen betreuenden Tätig-
keiten beauftragten Beschäftigten Fachkräfte 
sein. Die Berechnung erfolgt anhand der Vollzeit-
äquivalente und, soweit vorhanden, auf der 
Grundlage der in den Vereinbarungen nach Ab-
satz 3 festgesetzten Personalmengen. Sofern über 
diese Vereinbarungen hinaus Personal eingesetzt 
wird, ist gesondert darzulegen, wie die fachliche 
Anleitung, Beratung und Aufsicht der durch die-
ses Personal ausgeübten Tätigkeiten gewährleis-
tet wird. Im Übrigen bleibt dieses zusätzliche 
Personal bei der Berechnung der Fachkraftquote 
außer Betracht. Die zuständige Behörde kann für 
einen Zeitraum von drei Monaten geringfügige 
Unterschreitungen der Quote nach Satz 1 dulden, 
solange keine Mängel auftreten, die auf eine un-
zureichende Fachkraftpräsenz zurückzuführen 
sein könnten und die fachliche Anleitung, Bera-
tung und Aufsicht der Beschäftigten gewährleis-
tet ist.“

 d)   Der bisherige Absatz  3 wird Absatz  5 und fol-
gende Sätze werden angefügt:

   „Die konkrete Besetzung hat sich nach der Zahl 
der pfl egebedürftigen Menschen und deren 
Pfl ege- und Betreuungsbedarf in der jeweiligen 
Einrichtung unter Berücksichtigung der Größe 
der Einrichtung, ihrer baulichen Struktur und 
Überschaubarkeit zu richten. In jedem Einzelfall 
ist durch ein Betreuungskonzept unter Einbezie-
hung weiterer Kräfte sicherzustellen, dass Berei-
che, die aus baulichen Gründen nicht gleichzeitig 
von einer Person betreut werden können, so über-
wacht werden, dass Notsituationen umgehend er-
kannt und eine Fachkraft schnell hinzugezogen 
werden kann. Dabei kann das Betreuungskonzept 
technische Möglichkeiten unter strikter Beach-
tung der Persönlichkeitsrechte der betreuten 
Menschen einschließen.“

14.  § 22 wird wie folgt geändert:

 a)   In Absatz 2 Satz 1 werden die Wörter „ohne Un-
terscheidung nach sexueller Orientierung und ge-
schlechtlicher Identität, Herkunft, religiöser Welt-
anschauung oder anderen persönlichen Merkma-
len“ gestrichen.

 b)   In Absatz  3 Satz  1 wird das Wort „Personen“ 
durch die Wörter „Nutzerinnen und Nutzer“ er-
setzt und die Wörter „, ohne Beschäftigte, Leis-
tungsanbieterin oder Leistungsanbieter zu sein“ 
gestrichen.

 c)   In Absatz 6 Satz 1 wird das Wort „Interessensver-
tretungen“ durch das Wort „Interessenvertretun-
gen“ und das Wort „Interessensvertretung“ durch 
das Wort „Interessenvertretung“ ersetzt.

 d)   In Absatz  7 Satz  1 wird das Wort „Vertreter“ 
durch das Wort „Vertretern“ ersetzt.

15.  § 23 Absatz 3 wird aufgehoben.

16.  § 24 wird wie folgt geändert:

 a)   In Absatz 1 wird nach Satz 2 folgender Satz ein-
gefügt: „Können oder wollen die Nutzerinnen 
und Nutzer einen gemeinsamen Hausstand nicht 
führen, so können für sie die Vertreterinnen und 
Vertreter handeln.“

 b)   In Absatz  2 Satz  4 wird das Wort „aber“ gestri-
chen.

 c)   In Absatz  3 Nummer  1 werden nach dem Wort 
„rechtlicher“ die Wörter „und tatsächlicher“ ein-
gefügt.

 d)  Folgende Absätze 4 und 5 werden angefügt: 

   „(4) Bei der Bewertung, ob eine Wohngemein-
schaft anbieterverantwortet oder selbstverant-
wortet ist, sind die konzeptionelle Ausrichtung 

der Wohngemeinschaft, die tatsächliche Nutzer-
struktur bei Einzug der Nutzerinnen und Nutzer 
sowie die Aussagen der Nutzerinnen und Nutzer 
sowie ihrer Vertreterinnen und Vertreter zu be-
rücksichtigen. Das Konzept einer Wohngemein-
schaft und die Gestaltung der Vereinbarungen 
müssen die Lebenswirklichkeit, den Hilfebedarf 
und die Bedürfnisse der Nutzerinnen und Nutzer 
widerspiegeln und realistisch umsetzbar sein. 
Sind die Nutzerinnen und Nutzer aufgrund einer 
Verschlechterung ihres Gesundheitszustandes 
nicht mehr in der Lage, das Gemeinschaftsleben 
aufrecht zu erhalten, so bleibt diese Tatsache bei 
der Bewertung der Angebotsform unberücksich-
tigt, sofern die notwendigen Entscheidungen wei-
terhin von den Vertreterinnen und Vertretern ge-
meinschaftlich getroffen werden.

  (5) Leistungsangebote, die nicht über einen Versor-
gungsvertrag nach § 72 des Elften Buches Sozialge-
setzbuch verfügen und nach ihrem Konzept darauf 
ausgerichtet sind, ausschließlich oder weit überwie-
gend ältere oder pfl egebedürftige Menschen oder 
Menschen mit Behinderung zu betreuen, die nicht in 
der Lage sind, gemeinschaftlich zu interagieren, 
müssen die Anforderungen an anbieterverantwortete 
Wohngemeinschaften nach diesem Kapitel erfüllen.“

17. § 26 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 3 wird wie folgt geändert:

  aa)   In Satz  1 Nummer  3 werden nach den Wör-
tern „in der“ die Wörter „Pfl ege und“ einge-
fügt.

  bb)  In Satz 2 wird die Angabe „ , 3“ gestrichen.

 b)   In Absatz 5 Satz 2 wird das Wort „gleiche“ durch 
das Wort „Gleiche“ ersetzt.

18.  § 31 wird wie folgt geändert:

 a)   In Satz  1 wird das Komma nach dem Wort „ist“ 
durch einen Punkt ersetzt.

 b)  Der neue Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

   „Über die Grundleistungen hinausgehende Leis-
tungen sind von den Nutzerinnen und Nutzern 
hinsichtlich des Umfangs und der Person der 
Leistungsanbieterin oder des Leistungsanbieters 
frei wählbar.“

19.   In § 32 Absatz 1 werden nach dem Wort „Ausnahme“ 
die Wörter „des § 7 sowie“ eingefügt.

20.   In § 36 Satz 2 wird nach dem Wort „sind“ das Wort 
„insbesondere“ eingefügt.

21.   In §  37 Satz  2 wird das Wort „Kurzzeiteinrichtun-
gen“ durch das Wort „Kurzzeitpfl egeeinrichtungen“ 
ersetzt.

22.  Dem § 38 wird folgender Absatz 4 angefügt: 

  „(4) Einrichtungen der Kurzzeitpfl ege im Sinne des 
§ 42 des Elften Buches Sozialgesetzbuch, die zum 1. 
Juni 2018 bereits in Betrieb genommen wurden, sind 
von den Anforderungen des § 20 Absatz 3 Satz 1, 2, 4 
und 5 befreit.“

23.   In § 39 wird das Wort „erforderliche“ durch das Wort 
„erforderlichen“ ersetzt.

24.  § 41 wird wie folgt gefasst:

 „§ 41
 Qualitätssicherung

  (1) Die Erfüllung der Pfl ichten der Leistungsanbie-
terinnen und Leistungsanbieter in Gasteinrichtun-
gen werden von den zuständigen Behörden durch 
Regelprüfungen und anlassbezogene Prüfungen 
überwacht. Die Prüfungen fi nden unangemeldet 
statt.

  (2) Die zuständige Behörde nimmt bei jeder Einrich-
tung mindestens eine Regelprüfung im Jahr vor. Ab-
weichend von Satz 1 können Regelprüfungen in grö-
ßeren Abständen bis zu höchstens drei Jahren statt-
fi nden, wenn bei der letzten Prüfung durch die 
zuständige Behörde keine Mängel festgestellt wur-



Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen – Nr. 9 vom 23. April 2019 213

den, zu deren Beseitigung eine Anordnung erforder-
lich wurde (wesentliche Mängel).“

25.  § 42 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

 a)   In Nummer 1 werden die Wörter „Absatz 1, 3 oder 
4“ gestrichen, nach der Angabe „§  19 Absatz  2“ 
die Angabe „Satz 3“ eingefügt und die Wörter „26 
Absatz  5 Satz  2“ durch die Wörter „26 Absatz  5 
Satz 3“ ersetzt.

 b)   In Nummer  8 wird der Punkt durch ein Komma 
ersetzt.

 c)  Folgende Nummern 9 bis 12 werden angefügt:

  „9.   entgegen § 6 Absatz 1 Nummer 3 die aktuel-
len Prüfberichte über Regelprüfungen nicht 
an gut sichtbarer Stelle aushängt oder auslegt 
oder die Prüfberichte der Regelprüfungen der 
letzten drei Jahre nicht bereithält,

  10.   Personen beschäftigt, die die fachlichen An-
forderungen nach §  3 Absatz  5 oder §  4 Ab-
satz 8 nicht erfüllen,

  11.   Tätigkeiten der sozialen oder pfl egerischen 
Betreuung nicht durch Fachkräfte im Sinne 
§  3 Absatz  5 oder unter deren angemessener 
Beteiligung durchführen lässt oder

  12.   entgegen §  21 Absatz  2 die verantwortliche 
Pfl egefachkraft oder die verantwortliche 
Fachkraft in pfl ege- oder betreuungsfachli-
chen Entscheidungen anweist oder durch an-
derweitige vertragliche Anreize in ihrer Un-
abhängigkeit beeinfl usst.“

26.  § 43 wird wie folgt geändert:

 a)   In Absatz 3 Satz 2 wird das Wort „Leistungsbiete-
rinnen“ durch das Wort „Leistungsanbieterinnen“ 
ersetzt.

 b)   In Absatz 4 werden nach dem Wort „das“ die Wör-
ter „für Pfl ege“ eingefügt.

27.  § 44 wird wie folgt geändert:

 a)   In Absatz  1 Satz  1 werden nach dem Wort „Be-
hörden,“ die Wörter „die Träger der Eingliede-
rungshilfe,“ eingefügt.

 b)   In Absatz 3 Satz 1 werden die Wörter „innerhalb 
eines Jahres nach Inkrafttreten dieses Gesetzes“ 
gestrichen, nach dem Wort „Beteiligung“ das Wort 
„insbesondere“ eingefügt und das Wort „Land-
schaftsverbände“ durch die Wörter „Träger der 
Eingliederungshilfe“ ersetzt.

28.  § 45 wird wie folgt geändert:

 a)   In Absatz  1 Nummer  1 werden nach dem Wort 
„persönliche“ die Wörter „Eignung der Einrich-
tungsleitungen sowie die persönliche“ eingefügt, 
die Wörter „Einrichtungs- und“ gestrichen und 
die Angabe „11“ durch die Angabe „9“ ersetzt.

 b)   In Absatz  2 wird das Komma nach dem Wort 
„Prüfungen“ durch das Wort „und“ ersetzt und 
werden die Wörter „und die an eine Selbstdarstel-
lung der Leistungsanbieterinnen und Leistungs-
anbieter zu stellenden Anforderungen“ gestri-
chen.

 c)   In Absatz 3 werden die Wörter „im Einvernehmen 
mit dem Landtag“ gestrichen und die Wörter „da-
tenverantwortlichen Stellen“ durch das Wort 
„Verantwortlichen“ ersetzt.

 d)  Absatz 4 wird wie folgt gefasst: 

   „(4) Soweit dieses Gesetz das zuständige Ministe-
rium ermächtigt, nähere Regelungen durch 
Rechtsverordnung zu treffen, so setzt deren Erlass 
eine vorherige Anhörung des zuständigen Aus-
schusses des Landtages voraus.“

29.  § 47 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 1 wird aufgehoben.

 b)  Absatz 2 wird Absatz 1.

 c)  Absatz 3 wird Absatz 2 und wie folgt gefasst: 

   „(2) Einrichtungen, die vor Ablauf des 15. Okto-
ber 2014 in Betrieb genommen worden sind und 
die oberhalb der gemäß § 20 Absatz 3 Satz 2 vor-
geschriebenen Quote liegende Doppelzimmer aus-
schließlich für die Kurzzeitpfl ege im Sinne des 
§  42 des Elften Buches Sozialgesetzbuch nutzen 
wollen, soll diese Nutzung auf Antrag abwei-
chend von den Anforderungen des § 20 Absatz 3 
Sätze 1, 2, 4 und 5 längstens bis zum 31. Juli 2021 
genehmigt werden. Die Nutzung nach Satz  1 ist 
vollständig und nachprüfbar zu dokumentieren. 
Einrichtungen, die vor Ablauf des 15. Oktober 
2014 in Betrieb genommen worden sind und auf 
die Regelung des § 17 Absatz 3 des Landespfl ege-
gesetzes Nordrhein-Westfalen vom 19. März 1996 
(GV. NRW. S. 137) in der bis zum 15. Oktober 2014 
geltenden Fassung vertraut haben und ab dem 31. 
Juli 2018 auf die Inanspruchnahme von Pfl ege-
wohngeld verzichten, können von den Anforde-
rungen des §  20 Absatz  3 Satz  1, 2, 4 und 5 bis 
längstens zum 31. Juli 2023 befreit werden. In 
Rechtsverordnungen nach §  45 Absatz  1 Num-
mer  7 dieses Gesetzes kann bestimmt werden, 
dass dort näher bezeichnete Anforderungen bis 
zum Ablauf einer Übergangsfrist erfüllt werden 
müssen.“

 d)  Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 3 eingefügt: 

   „(3) Die Regelung des § 20 Absatz 3 Satz 4 und 5 
gilt nicht für Einrichtungen der Eingliederungs-
hilfe, die vor Ablauf des 15. Oktober 2014 in Be-
trieb genommen worden sind.“

 e)   In Absatz  4 werden die Angabe „Satz  3“ gestri-
chen und die Wörter „nach Inkrafttreten des Ge-
setzes“ durch die Wörter „ab dem 16. Oktober 
2014“ ersetzt.

 f)  Absatz 5 wird wie folgt gefasst: 

   „(5) Die Anforderung nach §  27 Absatz  1 Satz  1 
ist für anbieterverantwortete Wohngemeinschaf-
ten, die vor Ablauf des 15. Oktober 2014 in Be-
trieb genommen worden sind, spätestens bis zum 
31. Dezember 2023 umzusetzen.“

 g)  Nach Absatz 5 wird folgender Absatz 6 eingefügt:

   „(6) Gasteinrichtungen für Menschen mit Behin-
derung, die vor Ablauf des 24. April 2019 in Be-
trieb genommen wurden, genießen im Hinblick 
auf die Anforderungen an die Wohnqualität Be-
standsschutz.“

 h)   Der bisherige Absatz  6 wird Absatz  7 und in 
Satz 1 werden die Wörter „bei Inkrafttreten dieses 
Gesetzes bestehende“ gestrichen und nach dem 
Wort „Betreuungsangebote“ die Wörter „, die vor 
Ablauf des 15. Oktober 2014 bestanden haben,“ 
eingefügt.

 i)   Der bisherige Absatz  7 wird Absatz  8 und in 
Satz 2 wird die Angabe „2“ nach dem Wort „Ab-
satz“ durch die Angabe „3“ ersetzt.

30.  § 48 wird wie folgt gefasst: 

 „§ 48
 Bestandsschutzregelung 
 für personelle Anforderungen

  Beschäftigte, die keine Fachkräfte sind, aber nach 
dem Heimgesetz, der Heimpersonalverordnung oder 
diesem Gesetz in den bis vor Ablauf des 24. April 
2019 geltenden Fassungen als Fachkräfte bei der Er-
mittlung der Fachkraftquote berücksichtigt worden 
sind, werden auch weiterhin berücksichtigt, soweit 
und solange ihre Tätigkeit nicht Anlass zur Bean-
standung in Form von entsprechenden ordnungsbe-
hördlichen Anordnungen gibt.“

31.  § 49 Absatz 4 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

  „Das für Pfl ege zuständige Ministerium überprüft in 
Abstimmung mit den kommunalen Spitzenverbän-
den und im Einvernehmen mit den für Kommunales 
und Finanzen zuständigen Ministerien zum 1. Januar 
2023 und danach alle fünf Jahre, ob das Gesetz bei 
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den betroffenen Gemeinden und Gemeindeverbän-
den zu einer wesentlichen Belastung im Sinne des 
Konnexitätsausführungsgesetzes (KonnexAG) führt.“

Artikel 2

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft.

Düsseldorf, den 11. April 2019

Die Landesregierung
Nordrhein-Westfalen

Der Ministerpräsident

(L. S.) Armin  L a s c h e t

Der Minister der Finanzen

Lutz  L i e n e n k ä m p e r

Der Minister des Innern

Herbert  R e u l

Der Minister für Wirtschaft, Innovation, 
Digitalisierung und Energie

Zugleich für den Minister für Kinder, Familie, 
 Flüchtlinge und Integration

Prof. Dr. Andreas  P i n k w a r t

Der Minister für Arbeit, Gesundheit und Soziales

Karl-Josef  L a u m a n n

Die Ministerin für Heimat, Kommunales, 
Bau und Gleichstellung

Ina  S c h a r r e n b a c h

– GV. NRW. 2019 S. 210

Berichtigung
des Gesetzes zur Modernisierung des Rechts der 

Umweltverträglichkeitsprüfungen im
Land Nordrhein-Westfalen

Vom 11. April 2019

Das Gesetz zur Modernisierung des Rechts der Umwelt-
verträglichkeitsprüfungen vom 26. März 2019 (GV. NRW. 
S. 193) ist wie folgt zu berichtigen:

1.   In Artikel 2 werden die Wörter „[einsetzen: Ausferti-
gungsdatum und Fundstelle dieses Gesetzes]“ durch 
die Wörter „26. März 2019 (GV. NRW. S. 193)“ ersetzt.

2.   In Artikel 3 Nummer 1 Buchstabe a werden die Wörter 
„[einsetzen: Ausfertigungsdatum und Fundstelle die-
ses Gesetzes]“ durch die Wörter „26. März 2019 (GV. 
NRW. S. 193)“ ersetzt.

3.   In Artikel 5 Nummer 1 werden die Wörter „[einsetzen: 
Ausfertigungsdatum und Fundstelle dieses Gesetzes]“ 
durch die Wörter „26. März 2019 (GV. NRW. S.  193)“ 
ersetzt.

Düsseldorf, den 11. April 2019

Ministerium des Innern
des Landes Nordrhein-Westfalen

Im Auftrag

Johannes  W i n k e l

– GV. NRW. 2019 S. 214

Zweite Berichtigung des Gesetzes
 zur Änderung des Gesetzes über die Errichtung 

des Landesamtes  für Finanzen und zur Ablösung 
und Änderung weiterer Gesetze

Vom 11. April 2019

Das Gesetz zur Änderung des Gesetzes über die Errich-
tung des Landesamtes für Finanzen und zur Ablösung 
und Änderung weiterer Gesetze vom 18. Dezember 2018 
(GV. NRW. S. 818, ber. 2019 S 18) ist wie folgt zu berich-
tigen:

In Artikel 1 Nummer  2 Buchstabe c werden die Wörter 
„[einsetzen: Ausfertigungsdatum und Fundstelle]“ durch 
die Wörter „vom 11. Dezember 2018 (GV. NRW. S. 707)“ 
ersetzt.

Düsseldorf, den 11. April 2019

Ministerium des Innern
des Landes Nordrhein-Westfalen

Im Auftrag

Johannes  W i n k e l

– GV. NRW. 2019 S. 214


